
 

  

S 8 AL 192/14

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Sachsen
Sozialgericht Sächsisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 3
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Begrenzung des Bruttoarbeitsentgelts auf

die monatliche
Beitragsbemessungsgrenze
Europarechtskonformität
Insolvenzgeld
Verfassungsmäßigkeit

Leitsätze 1. Bedenken hinsichtlich der
Verfassungsmäßigkeit der vom
Gesetzgeber vorgesehenen Begrenzung
auf die Beitragsbemessungsgrenze für die
Ermittlung der Höhe eines
Insolvenzgeldanspruches bestehen nicht
(Bestätigung der Senatsrechtsprechung:
vgl. Sächs. LSG, Urteil vom 25. Juli 2019 – 
L 3 AL 72/18 -).
2. Die Festsetzung der monatlichen
Beitragsbemessungsgrenze der
Arbeitslosenversicherung als
Leistungsbemessungsgrenze durch den
Bundesgesetzgeber verstößt nicht gegen
Europarecht (Bestätigung der
Senatsrechtsprechung: vgl. Sächs. LSG,
Urteil vom 25. Juli 2019 – L 3 AL 72/18 -).

Normenkette § 183 Abs. 1 Nr. 1 SGB III (in der vom
12.12.2006 bis zum 31.03.2012
geltenden Fassung)
§ 183 Abs. 1 Satz 3 SGB III (in der vom
12.12.2006 bis zum 31.03.2012
geltenden Fassung)
§ 185 Abs. 1 SGB III (in der vom
01.04.2004 bis zum 31.03.2012
geltenden Fassung
Artikel 20 Abs. 1 (GG, Artikel 3 Abs. 1 der
Richtlinie 2008/94/EG
Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie
80/987/EWG
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Artikel 4 Abs. 1 der Richtlinie 2008/94/EG
Artikel 4 Abs. 3 der Richtlinie 2008/94/EG

1. Instanz

Aktenzeichen S 8 AL 192/14
Datum 28.02.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 AL 67/18
Datum 23.01.2020

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Dresden vom
28. Februar 2018 aufgehoben. Die Klage wird abgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beklagte wehrt sich gegen ihre Verurteilung, dem KlÃ¤ger fÃ¼r den Zeitraum
vom 1. Juli 2008 bis zum 30. September 2008 Insolvenzgeld zu bewilligen.

Der 1970 geborene KlÃ¤ger war seit dem 1. November 2004 bei der Z â�¦ Y â�¦
GmbH & Co. OHG (Arbeitgeberin) mit einem Grundgehalt in HÃ¶he von zuletzt
monatlich 6.300,00 EUR brutto beschÃ¤ftigt.

Mit Aufhebungsvertrag vom 25. August 2008 beendeten der KlÃ¤ger und seine
Arbeitgeberin das ArbeitsverhÃ¤ltnis mit Ablauf des 30. September 2008 gegen
Zahlung einer Abfindung. In Nummer 9 des Vertrages wurde eine Regelung zur
Zahlung des arbeitsvertraglich geschuldeten Bonus fÃ¼r das GeschÃ¤ftsjahr
2007/2008 getroffen. Dort heiÃ�t es: "Der Bonus fÃ¼r das laufende GeschÃ¤ftsjahr
2007/2008 wird zum Abrechnungstermin im Monat Januar 2009 ausbezahlt. DafÃ¼r
wird die Zielerreichung fÃ¼r die individuellen Ziele zum BeschÃ¤ftigungsende
bewertet. Der Gesamtzielerreichungsgrad wird nach dem Ende des laufenden
GeschÃ¤ftsjahres bewertet."

Die Arbeitgeberin zahlte das vertraglich vereinbarte Arbeitsentgelt bis zum
vereinbarten Ende des ArbeitsverhÃ¤ltnisses. Zur Auszahlung des Bonus, der im
Januar 2009 hÃ¤tte abgerechnet werden mÃ¼ssen, kam es wegen wirtschaftlicher
Schwierigkeiten der Arbeitgeberin nicht. Wegen der ausstehenden Bonuszahlung
erhob der KlÃ¤ger Klage zum Arbeitsgericht Y â�¦ (Az â�¦).
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Am 1. April 2009 wurde mit Beschluss des Amtsgerichts X â�¦ (Az â�¦) das
Insolvenzverfahren Ã¼ber das VermÃ¶gen der Arbeitgeberin erÃ¶ffnet.

Am 18. Mai 2009 beantragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten die Bewilligung von
Insolvenzgeld und machte geltend, zwar die geschuldeten monatlichen
Arbeitsentgelte, nicht aber die Bonuszahlung erhalten zu haben. Diese unterfalle zu
3/12 der Insolvenzgeldzahlung. Es ergebe sich ein Betrag von dreimal 1.587,40 EUR
brutto.

Mit Bescheid vom 29. Oktober 2009 lehnte die Beklagte den Antrag auf
Insolvenzgeld ab. Nach Â§ 183 Abs. 1 des Sozialgesetzbuches Drittes Buch â��
ArbeitsfÃ¶rderung â�� (SGB III) kÃ¶nne Insolvenzgeld lediglich in HÃ¶he des
Nettoarbeitsentgelts geleistet werden, das sich ergebe, wenn das auf die
monatliche Beitragsbemessungsgrenze (Â§ 341 Abs. 4 SGB III) begrenzte
Bruttoarbeitsentgelt um die gesetzlichen AbzÃ¼ge vermindert werde. Nach
Ã�berprÃ¼fung durch den Insolvenzverwalter stehe dem KlÃ¤ger jedoch infolge der
bereits im Austrittsmonat voll ausgeschÃ¶pften Beitragsbemessungsgrenze kein
Anspruch auf Insolvenzgeld zu.

Den Widerspruch vom 17. November 2009 wies die Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 1. Februar 2010 zurÃ¼ck. Nach Â§ 183 Abs. 1 Satz 1
SGB III bestehe ein Anspruch auf Insolvenzgeld, soweit fÃ¼r die dem
Insolvenzereignis vorausgehenden drei Monate des ArbeitsverhÃ¤ltnisses noch
AnsprÃ¼che auf Arbeitsentgelt offen seien. Insolvenzereignis sei hier die
ErÃ¶ffnung des Insolvenzverfahrens beim Amtsgericht X â�¦ am 1. April 2009. Der
KlÃ¤ger sei bereits ab dem 1. Oktober 2008 nicht mehr bei dieser Arbeitgeberin
beschÃ¤ftigt; das ArbeitsverhÃ¤ltnis habe am 30. September 2008 geendet. Damit
ende der Insolvenzgeldzeitraum auch am 30. September 2008. Zwar sei von einem
formellen Anspruch aus dem Jahr 2008 auf eine zusÃ¤tzliche Zahlung, von der
Arbeitgeberin als Bonus bezeichnet, auszugehen. Soweit diese Zahlung als
Grundlage fÃ¼r die Bewilligung von Insolvenzgeld in Betracht komme, mÃ¼sse sie
aber der Beitragsbemessungsgrenze zugeordnet werden. Nach den vorliegenden
Unterlagen und Mitteilungen des Insolvenzverwalters habe der KlÃ¤ger ein
Arbeitsentgelt erhalten, mit dem bereits die Beitragsbemessungsgrenze erreicht
worden sei. ZusÃ¤tzliche EntgeltansprÃ¼che kÃ¶nnten damit nicht zur Bewilligung
von Insolvenzgeld fÃ¼hren.

Auf die Klage vom 23. Februar 2010 hat das Sozialgericht mit Urteil vom 28.
Februar 2018 den Bescheid der Beklagten vom 29. Oktober 2009 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 1. Februar 2010 aufgehoben und die Beklagte
verurteilt, dem KlÃ¤ger fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Juli 2008 bis zum 30. September
2008 Insolvenzgeld in gesetzlicher HÃ¶he mit Verzinsung zu zahlen. Der
Insolvenzgeldzeitraum erstrecke sich vom 1. Juli 2008 bis zum 30. September 2008.
FÃ¼r diesen Zeitraum habe der KlÃ¤ger das geschuldete monatliche Arbeitsentgelt
(Grundgehalt) ausschlieÃ�lich der geschuldeten Bonuszahlung erhalten. Die
jÃ¤hrliche Bonuszahlung fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Oktober 2007 bis zum 30.
September 2008 betrage 19.048,80 EUR. Sie vergÃ¼te in besonderer Weise die
Arbeitsleistung und sei dementsprechend als anteiliges Arbeitsentgelt, das zu
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einem einmaligen Zeitpunkt ausgezahlt werde, anzusehen. Sie sei daher, auf die
einzelnen Monate verteilt, zu gleichen Bruchteilen bei der Insolvenzgeldzahlung zu
berÃ¼cksichtigen. Unerheblich sei, dass das von der Arbeitgeberin gezahlte
Grundgehalt bereits die Beitragsbemessungsgrenze erreiche. Als Insolvenzgeld
versichert sei nach der gesetzgeberischen Zielsetzung das ausgefallene
Arbeitsentgelt, um das es dem KlÃ¤ger hier auch gehe. Dem KlÃ¤ger stehe
Insolvenzgeld vom 1. Juli 2008 bis zum 30. September 2008 in HÃ¶he des
monatlichen Nettoarbeitsentgeltes aus der Bonuszahlung von 1.587,40 EUR brutto
monatlich zu. Dass der KlÃ¤ger zwischenzeitlich eine Abschlagszahlung aus dem
Insolvenzverfahren in HÃ¶he von 4.966,03 EUR erhalten und eine Forderung von
insgesamt 19.253,64 EUR angemeldet habe, stehe dem nicht entgegen. GemÃ¤Ã� 
Â§ 169 SGB III gehe der Arbeitsentgeltanspruch mit dem Antrag auf Insolvenzgeld
auf die Bundesagentur fÃ¼r Arbeit Ã¼ber, die im Insolvenzverfahren ihre Forderung
anmelden oder durchsetzen kÃ¶nne. Eine ErfÃ¼llungswirkung habe die
Abschlagszahlung nicht.

Gegen das ihr am 29. MÃ¤rz 2018 zugestellte Urteil wendet sich die Beklagte mit
ihrer Berufung vom 23. April 2018. Wenn, wie im Falle des KlÃ¤gers, das
vollstÃ¤ndig abgerechnete und ausgezahlte monatliche Arbeitsentgelt bereits die
Beitragsbemessungsgrenze Ã¼berschreite, bestehe kein Anspruch auf
Insolvenzgeld. Etwas anderes ergebe sich auch nicht aus dem Urteil des
EuropÃ¤ischen Gerichtshofes vom 4. MÃ¤rz 2004 in der Sache Castellani (Az. 
C-19/01, C-50/01, C-84/01). Wegen der BegrÃ¼ndung im Einzelnen wird auf das
Berufungsvorbringen der Beklagten insbesondere den Schriftsatz vom 18. Juni 2018
verwiesen.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Dresden vom 28. Februar 2018 aufzuheben und die
Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt die von der Beklagten geÃ¤uÃ�erte Auffassung zur Tragweite des Urteils
des EuropÃ¤ischen Gerichtshofes vom 4. MÃ¤rz 2004 fÃ¼r unzutreffend. Die fÃ¼r
das Insolvenzgeld maÃ�gebende Beitragsbemessungsgrenze sei gerade nicht dahin
auszulegen, dass sie das insgesamt an den Arbeitnehmer im Insolvenzgeldzeitraum
zu zahlende Arbeitsentgelt erfasse und â�� soweit die Beitragsmessungsgrenze
damit erreicht oder Ã¼berschritten worden sei â�� jeglicher Insolvenzgeldanspruch
entfalle. Wegen der Einzelheiten der Berufungserwiderung wird auf den Schriftsatz
des KlÃ¤gers vom 10. Juli 2018 Bezug genommen.

Wegen der Einzelheiten des Sach- und Streitstandes im Ã�brigen wird auf den Inhalt
des beigezogenen Verwaltungsvorgangs sowie der Gerichtsakten beider Instanzen
verwiesen.
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

I. Die Berufung der Beklagten ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.

Zu Unrecht hat das Sozialgericht der Klage stattgegeben. Der Bescheid der
Beklagten vom 29. Oktober 2009 und der Widerspruchsbescheid vom 1. Februar
2010 sind rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger hat gemÃ¤Ã� Â§ 183 Abs. 1 SGB III (in der
hier maÃ�gebenden, vom 12. Dezember 2006 bis zum 31. MÃ¤rz 2012 geltenden
Fassung von Artikel 2 Nr. 1 des Gesetzes vom 2. Dezember 2006 [BGBl. I S. 2742];
im Folgenden a. F.) keinen Anspruch auf Insolvenzgeld.

1. Nach Â§ 183 Abs. 1 Nr. 1 SGB III a. F. hatten Arbeitnehmer Anspruch auf
Insolvenzgeld, wenn sie im Inland beschÃ¤ftigt waren und bei ErÃ¶ffnung des
Insolvenzverfahrens Ã¼ber das VermÃ¶gen ihres Arbeitgebers (Insolvenzereignis)
fÃ¼r die vorausgehenden drei Monate des ArbeitsverhÃ¤ltnisses noch AnsprÃ¼che
auf Arbeitsentgelt hatten.

Diese Voraussetzungen liegen im Fall des KlÃ¤gers dem Grunde nach vor. Das
Insolvenzverfahren Ã¼ber das VermÃ¶gen seiner damaligen Arbeitgeberin wurde
am 1. April 2009 erÃ¶ffnet. Das ArbeitsverhÃ¤ltnis des KlÃ¤gers endete am 30.
September 2008 und er hatte fÃ¼r die vorausgehenden drei Monate, das heiÃ�t
fÃ¼r die Zeit vom 1. Juli 2008 bis zum 30. September 2008 (Insolvenzgeldzeitraum)
gegenÃ¼ber seiner Arbeitgeberin noch offene AnsprÃ¼che auf Arbeitsentgelt. Der
KlÃ¤ger hatte die mit seiner Arbeitgeberin vereinbarte Bonuszahlung fÃ¼r das
GeschÃ¤ftsjahr 2007/2008, auf die er zeitanteilig einen Anspruch in HÃ¶he von
19.048,00 EUR (brutto) abzÃ¼glich bereits im Rahmen der Abschlagsverteilung
erhaltener 4966,03 EUR, mithin 14.052,77 EUR, hatte, nicht erhalten. Nach der
weiten Begriffsbestimmung des Â§ 183 Abs. 1 Satz 3 SGB III a. F. gehÃ¶ren zum
Arbeitsentgelt alle BezÃ¼ge aus dem ArbeitsverhÃ¤ltnis (vgl. hierzu BSG, Urteil
vom 8. September 2010 â�� B 11 AL 34/09 R â�� BSGE 106, 290 ff. â�� SozR
4-4300 Â§ 183 Nr. 13 = juris, jeweils Rdnr. 14 m. w. N.; BSG, Urteil vom 11. MÃ¤rz
2014 â�� B 11 AL 21/12 R â�� BSGE 115, 190 ff. â�� SozR 4-4300 Â§ 185 Nr. 2 =
juris, jeweils Rdnr. 15) und somit auch die Bonuszahlung.

Wie das Sozialgericht zu Recht ausgefÃ¼hrt hat, ist diese grundsÃ¤tzlich
zeitanteilig, das heiÃ�t mit einem Betrag von 1.587,00 EUR je Monat, dem
Insolvenzgeldzeitraum zuzuordnen. Denn nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts kommt es fÃ¼r die Zuordnung nicht auf die FÃ¤lligkeit des
Entgeltanspruchs an, sondern darauf, wann das Arbeitsentgelt erarbeitet worden ist
(vgl. BSG, Urteil vom 1. Dezember 1976 â�� 7 RAr 136/75 â�� BSGE 43, 49 ff. =
SozR 4100 Â§ 141b Nr.2 = juris Rdnr. 11; BSG, Urteil vom 25. Juni 2002 â�� B 11 AL
90/01 R â�� BSGE 89, 289 ff. = SozR 3-4100 Â§ 141b Nr. 24 = juris Rdnr. 16; BSG,
Urteil vom 6. Mai 2009 â�� B 11 AL 12/08 R â�� BSGE 103, 142 ff. = SozR 4-4300 Â§
184 Nr. 1 = juris Rdnr 13; BSG, Urteil vom 11. MÃ¤rz 2014, a. a. O., Rdnr. 16).
MaÃ�gebend ist hiernach, ob es sich um eine Gegenleistung fÃ¼r im
Insolvenzgeldzeitraum geleistete Dienste handelt. DafÃ¼r ist auf den
arbeitsrechtlichen Entstehungsgrund und die Zweckbestimmung der Leistung
abzustellen (vgl. BSG, Urteil vom 4. MÃ¤rz 2009 â�� B 11 AL 8/08 R â�� BSGE 102,
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303 ff. = SozR 4-4300 Â§ 183 Nr. 10 = juris Rdnr. 19; BSG, Urteil vom 11. MÃ¤rz
2014, a. a. O.). Bei Einmalzahlungen wie Jahressonderzahlungen ist zu
differenzieren. Wenn es sich um eine VergÃ¼tung fÃ¼r die in der Vergangenheit
erbrachte Arbeitsleistung (sog. "aufgestautes Arbeitsentgelt") handelt, begrÃ¼ndet
dies einen Anspruch auf Insolvenzgeld in HÃ¶he des auf den Insolvenzgeldzeitraum
entfallenden Anteils (also in der Regel 3/12 des Jahresbetrags), und zwar auch dann,
wenn die Insolvenz schon vor der FÃ¤lligkeit des Gesamtanspruchs eingetreten ist
(vgl. hierzu BSG, Urteil vom 10. September 1987 â�� 10 RAr 10/86 â�� BSGE 62,
131 ff. = SozR 4100 Â§ 141b Nr. 40 = juris Rdnr. 16; BSG, Urteil vom 11. MÃ¤rz
2014, a. a. O. = juris Rdnr. 17).

Ausgehend von den arbeitsvertraglichen Vereinbarungen, insbesondere der
Regelung in Nummer 9 des Aufhebungsvertrages, ergibt sich hiernach ein
zeitanteiliger Anspruch des KlÃ¤gers auf den Bonus fÃ¼r das GeschÃ¤ftsjahr
2007/2008 in HÃ¶he von 1/12 fÃ¼r jeden vollen Monat des Bestehens des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses.

2. Allerdings kann die Frage, ob und in welcher HÃ¶he die zuletzt noch offene
Bonuszahlung auf den Insolvenzgeldzeitraum zu verteilen ist, offen bleiben. Denn
entgegen der Auffassung des Sozialgerichts im angefochtenen Urteil hat der
KlÃ¤ger keinen Anspruch auf Insolvenzgeld, da er von seiner Arbeitgeberin fÃ¼r
den Insolvenzgeldzeitraum bereits Arbeitsentgelt erhalten hat, welches das auf die
monatliche Beitragsbemessungsgrenze begrenzte Bruttoarbeitsentgelt Ã¼bersteigt.

a) Nach Â§ 185 Abs. 1 SGB III (in der hier maÃ�gebenden, vom 1. April 2004 bis zum
31. MÃ¤rz 2012 geltenden Fassung von Artikel 1 Nr. 99 des Gesetzes vom 23.
Dezember 2003 [BGBl. I S. 2848]; im Folgenden a. F.) wurde Insolvenzgeld in HÃ¶he
des Nettoarbeitsentgeltes geleistet, das sich ergab, wenn das auf die monatliche
Beitragsbemessungsgrenze (Â§ 341 Abs. 4 SGB III) begrenzte Bruttoarbeitsentgelt
um die gesetzlichen AbzÃ¼ge vermindert wurde. Beitragsmessungsgrenze ist nach 
Â§ 341 Abs. 4 SGB III die Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen
Rentenversicherung. Dieses wird gemÃ¤Ã� Â§ 160 Nr. 2 i. V. m. Â§ 159 des
Sozialgesetzbuches Sechstes Buch â�� Gesetzliche Rentenversicherung â�� (SGB
VI) jÃ¤hrlich von der Bundesregierung durch Rechtsverordnung fÃ¼r die Zeit ab
dem 1. Januar des folgenden Jahres festgesetzt. FÃ¼r das Beitrittsgebiet gilt hierbei
gemÃ¤Ã� Â§ 228a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB VI in Verbindung mit der Tabelle in
Anlage 2a eine besondere Beitragsbemessungsgrenze. Im Jahr 2008 betrug die
Beitragsbemessungsgrenze (Ost) monatlich 4.500,00 EUR.

b) Ausgehend von dieser Beitragsbemessungsgrenze war das Bruttoarbeitsentgelt
hierauf zu begrenzen und um die gesetzlichen AbzÃ¼ge zu mindern. Der von der
Insolvenz betroffene Arbeitnehmer kann nur die Zahlung der Nettoarbeitsentgelte
verlangen, die sich aus dem Bruttoarbeitsentgelt, das auf die monatliche
Beitragsbemessungsgrenze begrenzt ist, ergeben.

Vorliegend lag das erhaltene Arbeitsentgelt oberhalb der
Beitragsbemessungsgrenze, so dass sich kein weiterer Anspruch auf Insolvenzgeld
ergibt. Insoweit hat auch der Insolvenzverwalter zu Recht unter Verweis auf das
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ausgezahlte Einkommen von der Ausstellung einer Insolvenzgeldbescheinigung
nach Â§ 314 Abs. 1 Abs. 1 SGB III (in der hier maÃ�gebenden, vom 1. April 2004 bis
zum 31. MÃ¤rz 2012 geltenden Fassung von Artikel 1 Nr. 179 des Gesetzes vom 23.
Dezember 2003 [BGBl. I S. 2848]) abgesehen und lediglich eine
Insolvenzgeldbescheinigung in der Form einer "Negativbescheinigung" erstellt.
Aufgrund der Begrenzung des in die Berechnung einzustellenden ersatzfÃ¤higen
Arbeitsentgelts auf die Beitragsbemessungsgrenze der gesetzlichen
Rentenversicherung nach Â§ 341 Abs. 4 SGB III reicht es entgegen der Auffassung
des KlÃ¤gers fÃ¼r einen Anspruch auf Insolvenzgeld nicht aus, dass lediglich das
ausgefallene Arbeitsentgelt unterhalb der monatlichen Beitragsbemessungsgrenze
liegt und die bereits fÃ¼r den Insolvenzgeldzeitraum von Seiten der Arbeitgeberin
erfolgte Zahlungen von Arbeitsentgelt, die hier bereits die
Beitragsbemessungsgrenze Ã¼berschritten hatten, unbeachtlich bleiben.

3. Bedenken hinsichtlich der VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit der vom Gesetzgeber
vorgesehenen Begrenzung auf die Beitragsbemessungsgrenze bestehen, wie der
Senat bereits im Urteil vom 25. Juli 2019 (Az. L 3 AL 72/18, ZInsO 2019, 2539 ff. =
InsbÃ¼rO 2020, 137 = juris Rdnr. 29 f.) ausgefÃ¼hrt hat, nicht. Die
umlagefinanzierte Insolvenzversicherung dient dem Schutz des
Arbeitsentgeltanspruchs der im Inland beschÃ¤ftigten Arbeitnehmer bei
ZahlungsunfÃ¤higkeit des Arbeitgebers und ersetzt als Sozialleistung im Fall der
Insolvenz des Arbeitgebers den Anspruch des Arbeitnehmers auf im
Insolvenzzeitraum tatsÃ¤chlich erarbeitetes Arbeitsentgelt grundsÃ¤tzlich in HÃ¶he
des Nettoarbeitsentgelts, so wie es auch der Arbeitgeber hÃ¤tte zahlen mÃ¼ssen
(vgl. KÃ¼hl, Brand/DÃ¼e/Hassel/Karmanski/KÃ¼hl, SGB III [8. Aufl., 2018], Â§ 165
Rdnr. 3). Das Bruttoarbeitsentgelt ist mit Wirkung vom 1. Januar 2004 im Rahmen
des Dritten Gesetzes fÃ¼r moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23.
Dezember 2003 (BGBl. I S. 2848) wie andere Lohnersatzleistungen auf die
monatliche Beitragsbemessungsgrenze der Arbeitslosenversicherung (vgl. Â§ 341
Abs. 4 SGB III i. V. m. Â§ 275c SGB VI) als Leistungsbemessungsgrenze begrenzt
worden (vgl. E. Schneider, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB III [2. Aufl., 2019], Â§
167 Rdnr. 2). Zur BegrÃ¼ndung der Ã�nderung des Â§ 185 SGB III fÃ¼hrte der
Gesetzgeber im Gesetzesentwurf vom 5. September 2003 (vgl. BT-Drs. 15/1515, S.
89 [zu Nr. 99]) aus, dass nach geltendem Recht Insolvenzgeld in HÃ¶he des
Nettoarbeitsentgeltes ohne beitragsmÃ¤Ã�ige Begrenzung, das heiÃ�t auch fÃ¼r
sehr hohe Nettoarbeitsentgelte, gezahlt werde. Das erscheine auch im Hinblick auf
das starke Ansteigen der Ausgaben fÃ¼r das Insolvenzgeld nicht mehr vertretbar.
Das Recht der EuropÃ¤ischen Union ermÃ¤chtige die Mitgliedsstaaten, die
Leistungen bei ZahlungsunfÃ¤higkeit des Arbeitgebers zu begrenzen. Von dieser
MÃ¶glichkeit solle Gebrauch gemacht und das der Berechnung des Insolvenzgeldes
zugrunde zu legende Arbeitsentgelt (Bruttoarbeitsentgelt) auf die HÃ¶he der
monatlichen Beitragsbemessungsgrenze begrenzt werden (vgl. auch Hess. LSG,
Urteil vom 29. Oktober 2012 â�� L 9 AL 196/10 â�� NZS 2013, 275 = juris Rdnr. 28).

UnabhÃ¤ngig davon ist in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes und
des EuropÃ¤ischen Gerichtshofes fÃ¼r Menschenrechte sowie in der
hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung geklÃ¤rt, dass dem Gesetzgeber bei der
Ausgestaltung des Sozialstaatsprinzips aus Artikel 20 Abs. 1 des Grundgesetzes
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(GG) und der Ausgestaltung von Sozialleistungen ein Gestaltungsspielraum zusteht
(vgl. die umfangreichen Nachweise bei SÃ¤chs. LSG, Urteil vom 24. Mai 2012 â�� L
3 AS 208/11 â�� juris Rdnr. 40 und SÃ¤chs. LSG, Urteil vom 15. Januar 2015 â�� L 3
AL 30/13 â�� juris Rdnr. 35; vgl. auch SÃ¤chs. LSG, Urteil vom 21. September 2017
â�� L 3 AL 211/15 â�� juris Rdnr. 39, m. w. N.). Es ist dem Gesetzgeber vorbehalten
zu entscheiden, in welcher Weise er die Ausgestaltung von Sozialleistungen regelt,
und diejenigen Sachverhalte auszuwÃ¤hlen, an denen er dieselbe Rechtsfolge
knÃ¼pft. WillkÃ¼rlich handelt er nicht bereits dann, wenn er unter mehreren
LÃ¶sungen nicht die zweckmÃ¤Ã�igste, vernÃ¼nftigste oder gerechteste LÃ¶sung
wÃ¤hlt. Dem Gesetzgeber steht mithin ein Spielraum zu, zu entscheiden, ob und in
welchem Umfang er bei welchen steuerfinanzierten Sozialleistungen eine
Selbsthilfeobliegenheit sowie eine sie ergÃ¤nzende Handlungsbefugnis des
SozialleistungstrÃ¤gers schaffen will (vgl. SÃ¤chs. LSG, Urteil vom 24. Januar 2019
â�� L 3 AS 476/17 â��juris Rdnr. 83). Insoweit verstÃ¶Ã�t die Begrenzung der
HÃ¶he des Insolvenzgeldes nach Â§ 185 Abs. 1 SGB III a. F. auch nicht gegen den
allgemeinen Gleichheitssatz aus Artikel 3 Abs. 1 GG.

4. Weiter hat der erkennende Senat im Urteil vom 25. Juli 2019 (a. a. O., Rdnr. 31 f.)
ausgefÃ¼hrt, dass die Festsetzung der monatlichen Beitragsbemessungsgrenze der
Arbeitslosenversicherung als Leistungsbemessungsgrenze durch den
Bundesgesetzgeber auch nicht gegen Europarecht verstÃ¶Ã�t (vgl. SÃ¤chs. LSG,
Urteil vom 25. Juli 2019, a. a. O., Rdnr. 31 f.; so auch BSG, Urteil vom 11. MÃ¤rz
2014, a. a. O., Rdnr. 31; Voelzke, in: Hauck/Noftz, SGB III [Stand: 08/18], Â§ 167
Rdnr. 8; E. Schneider, a. a. O. Rdnr. 9, KÃ¼hl, a. a. O., Â§ 165 Rdnr. 3). Hierbei ist zu
berÃ¼cksichtigen, dass auch Artikel 4 Abs. 1 und 3 der Richtlinie 2008/94/EG des
EuropÃ¤ischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2008 Ã¼ber den Schutz
der Arbeitnehmer bei ZahlungsunfÃ¤higkeit des Arbeitgebers (ABl. L 283 S. 36) eine
Begrenzung der Leistungen bei ZahlungsunfÃ¤higkeit auf einen HÃ¶chstbetrag
ausdrÃ¼cklich vorsieht (so auch Schmidt, jurisPR-SozR 25/2004 Anm. 2 Buchst. D).
Nach Artikel 4 Abs. 1 der Richtlinie 2008/94/EG kÃ¶nnen die Mitgliedstaaten die in
Artikel 3 vorgesehene Zahlungspflicht der Garantieeinrichtungen begrenzen. Nach
Artikel 4 Abs. 3 der Richtlinie 2008/94/EG kÃ¶nnen sie HÃ¶chstgrenzen fÃ¼r die
von der Garantieeinrichtung zu leistenden Zahlungen festsetzen. Diese
HÃ¶chstgrenzen dÃ¼rfen eine mit der sozialen Zielsetzung dieser Richtlinie zu
vereinbarende soziale Schwelle nicht unterschreiten.

Abweichendes ergibt sich nicht aus der Rechtsprechung des EuropÃ¤ischen
Gerichtshofs (vgl. EuGH, Urteil vom 4. MÃ¤rz 2004 â�� C-19/01 [Castellani] â�� 
SozR 4-6084 Art. 3 Nr. 2 = juris) zur Begrenzung der Zahlungspflichten der
Garantieeinrichtung und zum Abzug geleisteter Abschlagszahlungen. Nach
nochmaliger PrÃ¼fung hÃ¤lt der Senat an seiner Rechtsprechung im Urteil vom 25.
Juli 2019 (a. a. O., Rdnr. 32) fest.

Ausgangspunkt fÃ¼r das Urteil des EuropÃ¤ischen Gerichtshofs vom 4. MÃ¤rz 2004
waren VorlagebeschlÃ¼sse von drei italienischen Gerichten. Der Gerichtshof legte
die Vorlagefragen dahingehend aus, "dass mit ihnen im Kern danach gefragt wird,
ob die Artikel 3 Absatz 1 und 4 Absatz 3 Unterabsatz 1 der Richtlinie [80/987/EWG]
dahin auszulegen sind, dass sie es einem Mitgliedstaat erlauben, die
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Zahlungsverpflichtung der Garantieeinrichtungen auf einen Betrag zu begrenzen,
der den notwendigen Lebensunterhalt der betroffenen Arbeitnehmer deckt und von
dem die Zahlungen abgezogen werden, die der Arbeitgeber wÃ¤hrend des von der
Garantie erfassten Zeitraums geleistet hat." (Anm. 32). Nach Artikel 3 Absatz 1 der
Richtlinie 80/987/EWG des Rates vom 20. Oktober 1980 zur Angleichung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten Ã¼ber den Schutz der Arbeitnehmer bei
ZahlungsunfÃ¤higkeit des Arbeitgebers (ABl. L 283 vom 28.10.1980, S. 23-27)
trafen die Mitgliedstaaten die erforderlichen MaÃ�nahmen, damit vorbehaltlich des
Artikels 4 der Richtlinie Garantieeinrichtungen die Befriedigung der nichterfÃ¼llten
AnsprÃ¼che der Arbeitnehmer aus ArbeitsvertrÃ¤gen oder ArbeitsverhÃ¤ltnissen,
die das Arbeitsentgelt fÃ¼r den vor einem bestimmten Zeitpunkt liegenden
Zeitraum betrafen, sicherstellten. Diese Regelung entspricht wÃ¶rtlich derjenigen in
Artikel 3 Abs. 1 der Richtlinie 2008/94/EG. Nach Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 1 der
Richtlinie 80/987/EWG konnten die Mitgliedstaaten, um die Zahlung von BetrÃ¤gen
zu vermeiden, die Ã¼ber die soziale Zweckbestimmung dieser Richtlinie
hinausgingen, fÃ¼r die Garantie der ErfÃ¼llung unbefriedigter AnsprÃ¼che der
Arbeitnehmer eine HÃ¶chstgrenze festsetzen. Dem entsprechen â�� nur sprachlich
anderes gefasst â�� die Regelungen in Artikel 3 Abs. 3 Satz 1 und 2 der der
Richtlinie 2008/94/EG.

Der EuropÃ¤ische Gerichtshof hat entschieden, dass es einem Mitgliedsstaat nicht
erlaubt sei, die Zahlungspflichten der Garantieeinrichtungen auf einen Betrag zu
begrenzen, der den notwendigen Lebensunterhalt der Betroffenen deckt und von
dem die Zahlungen abgezogen werden, die der Arbeitgeber wÃ¤hrend von der
Garantie erfassten Zeitraums geleistet hat (vgl. EuGH, a. a. O., Leitsatz Ziffer 1). Zur
BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er aus, dass die Mitgliedstaaten zwar fÃ¼r die Garantie
nicht erfÃ¼llter AnsprÃ¼che eine HÃ¶chstgrenze festsetzen dÃ¼rften, jedoch bis
zu dieser HÃ¶chstgrenze die Befriedigung aller in Rede stehenden nicht erfÃ¼llten
AnsprÃ¼che gewÃ¤hrleisten mÃ¼ssten (Anm. 36). Vorauszahlungen, die die
betreffenden Arbeitnehmer auf ihre den Garantiezeitraum betreffenden
AnsprÃ¼che erhalten hÃ¤tten, seien von diesen abzuziehen, um zu bestimmen,
inwieweit die AnsprÃ¼che unerfÃ¼llt geblieben sind (Anm. 37).

Soweit sich die KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte fÃ¼r ihre Rechtsauffassung auf das Urteil
des Bundessozialgericht vom 11. MÃ¤rz 2014 bezieht, ist einerseits festzustellen,
dass nach der Sachverhaltsdarstellung im dortigen Fall zwar ein Monatsgehalt bei
6.000,00 EUR lag und damit die Beitragsbemessungsgrenze von 5.250,00 EUR
Ã¼berstieg (vgl. BSG, Urteil vom 11. MÃ¤rz 2014, a. a. O., Rdnr. 2 und 19), dass
Gegenstand der Entscheidung und der RechtsaufÃ¼hrungen aber die Frage war, ob
Grundlage fÃ¼r die Berechnung eines Insolvenzgeldanspruches die HÃ¶he der
monatlichen Betragsbemessungsgrenze oder ein einheitlicher Begrenzungsbetrag
fÃ¼r den gesamten Insolvenzgeldzeitraum in HÃ¶he der Summe der monatlichen
Betragsbemessungsgrenzen ist (vgl. BSG, Urteil vom 11. MÃ¤rz 2014, a. a. O., Rdnr.
19 ff.). Das Bundessozialgericht hat auf eine monatsweise Berechnung des
Insolvenzgeldanspruchs abgestellt (vgl. BSG, Urteil vom 11. MÃ¤rz 2014, a. a. O.,
Rdnr. 20) und diese Rechtsauslegung als europarechtskonform erachtet (vgl. BSG,
Urteil vom 11. MÃ¤rz 2014, a. a. O., Rdnr. 31). DiesbezÃ¼glich hat es ausgefÃ¼hrt,
dass die Richtlinie 2008/94/EG sowohl eine zeitliche als auch eine
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summenmÃ¤Ã�ige Begrenzung des garantierten Arbeitsentgelts zulasse (vgl. BSG,
Urteil vom 11. MÃ¤rz 2014, a. a. O.). Hinsichtlich der HÃ¶he des einem
Arbeitnehmer maximal pro Monat zustehenden Insolvenzgeldanspruchs bestehe der
europarechtlich vorgegebene MaÃ�stab in der Einhaltung der sozialen
Zweckbestimmung der Richtlinie. Diese liege nach der Rechtsprechung des
EuropÃ¤ischen Gerichtshofs darin, den betroffenen Arbeitnehmern durch die
Befriedigung nicht erfÃ¼llter AnsprÃ¼che auf Arbeitsentgelt fÃ¼r einen
bestimmten Zeitraum einen gemeinschaftsrechtlichen Mindestschutz bei
ZahlungsunfÃ¤higkeit des Arbeitgebers zu garantieren. Durch eine Begrenzung der
Garantieleistung auf die monatliche Beitragsbemessungsgrenze werde der
gesetzgeberische Gestaltungsrahmen ersichtlich nicht Ã¼berschritten. Die
Beitragsbemessungsgrenze betrage immerhin mehr als das Doppelte des
Durchschnittsverdienstes. Die soziale Zweckbestimmung der Richtlinie zwinge
nicht, noch stÃ¤rker Ã¼berdurchschnittliche Einkommen in voller HÃ¶he
abzusichern erachtet (vgl. BSG, Urteil vom 11. MÃ¤rz 2014, a. a. O., Rdnr. 32).

Sowohl aus der Rechtsprechung des EuropÃ¤ischen Gerichtshofs als auch der des
Bundessozialgerichtes geht mithin hervor, dass europarechtlich Ã¼ber einen
Insolvenzgeldanspruch nur Mindestschutz zu gewÃ¤hrleisten ist.

II. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 193 des Sozialgerichtsgesetzes
(SGG).

III. Die Revision ist nicht zuzulassen, weil GrÃ¼nde dafÃ¼r (vgl. Â§ 160 Abs. 2 SGG)
nicht vorliegen.

Erstellt am: 29.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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